
<< Presserat – Stimmen zur Entscheidung

„Die Entscheidung des Presse­
rats zeigt einmal mehr, in was 

für einer Gesellschaft wir leben 
und welche Richtung der  
Presserat toleriert. Ich halte die 
Entscheidung für unklug und 
beschämend.“ „Hamburger 
Abendblatt“, 9. September 2020

Joachim Lenders, Landes- 
vorsitzender, DPolG Hamburg

„Polizistinnen und Polizisten 
werden in der Kolumne öffent­
lich als Müll bezeichnet. Der 
Deutsche Presserat hält dies für 
eine Geschmacksfrage. Für mich 

ist diese Bewertung eine uner­
trägliche Verharmlosung. (…) 
Die Polizei muss scharfe Kritik 
aushalten, aber Kritik darf nie­
mandem die Menschenwürde 
absprechen. Als Bundesinnen­
minister, als Mensch und als 
Christ werde ich eine solche 
Sprache niemals akzeptieren, 
sondern immer meine Stimme 
dagegen erheben.“ Pressemit
teilung (Auszug), 9. September 
2020

Horst Seehofer,  
Bundesinnenminister
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DPolG: Entscheidung des Presserats unklug 
und beschämend
Von Thomas Jungfer, Erster stellvertretender Landesvorsitzender

Aufgrund der am 15. Juni die-
ses Jahres in der „taz“ erschie-
nenen Kolumne mit dem Titel 
„All cops are berufsunfähig“ 
der Autorin Hengameh Yag-
hoobifarah erstattete die 
Deutsche Polizeigewerkschaft 
(DPolG) Strafanzeige wegen 
Volksverhetzung und aller 
sonst in Betracht kommenden 
Delikte. In ihrer als Satire ver-
brämten Kolumne wies Yag-
hoobifarah Deutschlands Poli-
zistinnen und Polizisten den 
aus ihrer Sicht geeigneten 
Platz zu – die Mülldeponie. 
„Falls die Polizei abgeschafft 
wird, der Kapitalismus aber 
nicht: Was passiert dann mit 
all den Menschen, die heute 
bei der Polizei sind? (…) Spon­
tan fällt mir nur eine geeignete 
Option ein: die Mülldeponie. 
Nicht als Müllmenschen mit 
Schlüsseln zu Häusern, son­
dern auf der Halde, wo sie 
wirklich nur von Abfall umge­
ben sind. Unter ihresgleichen 
fühlen sie sich bestimmt auch 
selber am wohlsten.“ Ham­
burgs Polizeipräsident Ralf 
Martin Meyer und etliche wei­

tere Vertreterinnen und Vertre­
ter der Polizei legten aufgrund 
der entwürdigenden Kolumne 
Beschwerde beim Presserat 
ein. Jetzt sah der Presserat die 
Beschwerde als „unbegründet“ 
an und sieht die Kolumne als 
„drastisches Gedankenspiel“, 
das von der Meinungsfreiheit 
gedeckt sei. Als gesellschaftlich 
anerkannte Berufsgruppe falle 
die Polizei nicht unter den Dis­
kriminierungsschutz nach Zif­
fer 12 des Pressekodex. Natür­
lich muss sich die Polizei als Teil 
der Exekutive gefallen lassen, 
von den Medien kritisiert zu 
werden. Sich aber vom deut­
schen Presserat sagen lassen 
zu müssen, der Text verstoße 

nicht gegen die Menschenwür­
de von Polizistinnen und Poli­
zisten, da sich die Kritik auf 
eine ganze Berufsgruppe und 
nicht auf Einzelpersonen bezie­
he, ist schon unfassbar. Jede 
Polizistin und jeder Polizist ist 
zuerst ein einzelner Mensch. 

<< Die DPolG Hamburg hält 
die Entscheidung des 
Presserats für unklug und 
beschämend

In den Reihen der Polizei sorgte 
bereits der Artikel für reichlich 
Unmut und scharfe Kritik. Mit 
jedem Satz, den man las, wuchs 
das Unverständnis über eine 
derartig widerliche Sichtweise. 
Wer solche entmenschlichen­
den Gedanken hegt und einer 
Berufsgruppe ihre Würde und 
das Menschsein abspricht und 
sie wie Unrat auf eine Müllhal­
de entsorgen will, muss schon 
ziemlich hasserfüllt und wahr­
scheinlich voller innerer Ge­
waltbereitschaft sein. Nicht 
nur, dass die „taz“-Kolumne 
schon ein Schlag ins Gesicht 
für unsere Kolleginnen und 
Kollegen gewesen war, zeigt 
die jetzige Entscheidung des 
Presserats mit ihrer Argumen­
tation einmal mehr auf, wo wir 

„hingekommen“ sind. Offen­
sichtlich besteht auch der Pres­
serat mehrheitlich aus Men­
schen, die nicht erkennen oder 
erkennen wollen, dass die Frau­
en und Männer, die jeden Tag 
für Sicherheit sorgen, für unse­
re Freiheit im Einsatz sind und 
für die demokratischen Grund­
werte unserer Gesellschaft ein­
stehen, ebenfalls diskriminiert 
werden können. Offensichtlich 
erwartet man von der Polizei, 
dass sie sich auf das Übelste 
beschimpfen lassen muss und 
man sie nach Belieben durch 
den Dreck ziehen darf. Eine sol­
che Art des Denkens und Ver­
breitens von Verachtung über 
Polizeibedienstete darf man 
nicht hinnehmen! Diese ideo­
logische Verblendung gehört 
mit allen zur Verfügung ste­
henden Mitteln politisch und 
gesellschaftlich bekämpft! Of­
fenbar ist es mittlerweile ge­
sellschaftlich opportun, unter 
dem Deckmantel der Satire, 
Menschen öffentlich an den 
Pranger stellen, zu verspotten 
und diffamieren zu dürfen, 
ohne mit Konsequenzen rech­
nen zu müssen. Vielleicht soll­
te in Zukunft jedes Einschrei­
ten der Polizei auch einfach nur 
Satire sein.�

<< Thomas Jungfer
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<< Unterwegs für die Kolleginnen und Kollegen:  
Marc-Ulrich Schipper und Flemming Schade begleite-
ten verschiedene Einsätze – natürlich mit Abstand. 

DPolG-Einsatzbegleitung mit Spaß und Abstand
Die Einsatzbegleitung unserer DPolG-Betreuungsteams beginnt und endet immer an unserer Landesgeschäftsstelle im Holzdamm. 
Seit einigen Monaten musste die Checkliste allerdings um einige wichtige Punkte ergänzt werden. „Haben wir Masken und Desinfekti-
onsmittel dabei?“ – „Ja!“ – „Okay, dann los!“ Noch hat uns die Corona-Pandemie im Griff und deshalb versuchen wir alles, um unsere 
Kolleginnen und Kollegen und uns zu schützen, aber trotzdem nicht auf die Einsatzbegleitung – wenn auch in reduzierter Form – zu 
verzichten. In den vergangenen Wochen ist es in der Innenstadt zu diversen Demonstrationen und politischen Veranstaltungen ge-
kommen, auch polizeiliche Großeinsätze wie die DIS-Woche (Drogenerkennung im Straßenverkehr) werden wieder Alltag. Für die 
DPolG Hamburg ist es dann selbstverständlich präsent zu sein und unsere Kolleginnen und Kollegen mit „Stimmungsaufhellern“ zu 
unterstützen. Snacks, Giveaways, gute Laune und ein offenes Ohr für die Einsatzkräfte, das ist für uns gelebte Gewerkschaftsarbeit 
auch in einer schwierigen Zeit!� #DPolGDeinetwegen
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<< DPolG-Landesvize Thomas Jungfer und Pascal 
betreuten die Einsatzkräfte anlässlich einer 
Demo in Harvestehude.
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PEZ: Hamburgs PERLE läuft nicht rund ...
Wieder einmal ist die geplante neue Polizeiein-
satzzentrale (PEZ) Thema – und wieder einmal 
leider nicht mit guten Nachrichten. Das „Projekt 
ERneuerung LEitstellen“ – kurz PERLE – ist gefühlt 
mittlerweile zum festen, alltäglichen Bestandteil 
der Polizei geworden – und wie es aussieht, wird  
sich das auch in absehbarer Zukunft nicht ändern. 

An die Anfänge kann sich der 
eine oder andere vielleicht 
noch dunkel entsinnen. Die 
Versprechungen waren schon 
damals vollmundig: eine mo-
derne und zukunftsfähige Ein-
satzleittechnik mit umfangrei-
chen Geo-Informationen, 
effektiver Einbindung von 
Fahrzeugtechnik und mobilen 
Endgeräten, neuen Räumlich-
keiten für die PEZ und vielem 
mehr. Die Ziele waren gesteckt 
– der Weg dorthin geplant. Das 
Projekt hatte sich aufgestellt 
und eingerichtet. Allerdings 
kam es schon am Anfang ins 
Stocken, als die Verantwortli-
chen die neue PEZ unbedingt 
in den Räumlichkeiten des Prä-
sidiums unterbringen wollten. 
Ein Irrweg, wie wir damals 
schon anmerkten – und wie 
man viele vertane Monate spä-
ter dann auch einsehen muss-
te. Denn in den Bestand des 
bereits aus allen Nähten plat-
zenden Präsidiums auch noch 
im laufenden Betrieb eine 
autarke, neue PEZ zu quet-
schen, das konnte ganz klar 
nicht funktionieren. Also muss-
te ein Neubau her. Nach vielem 
Hin und Her sollte dann – mit 
der Sprinkenhof GmbH – ein 
Gebäude auf dem Gelände der 
Liegenschaft errichtet werden. 
Eine „Interimsleitstelle“ in den 
Räumen des Großen Sitzungs-
saals im Polizeipräsidium sollte 
die neue Technik bis zur Fertig-
stellung aufnehmen – danach 
würde man dann in den Jahren 
2021/2022 in die neuen Räum-
lichkeiten ziehen. Das sei not-
wendig, da die jetzige Ein

satzleitsoftware HELS nach 
einhelliger Einschätzung der 
Fachleute nur maximal und un-
ter großen Bauchschmerzen 
noch bis zum Auslaufen des 
Supports der Firma Siemens 
Ende des Jahres 2022 lauffähig 
sei. Eine Verlängerung über 
diesen Endtermin hinaus sei, so 
die Einschätzung damals, auf 
keinen Fall anzuraten! Viel zu 
groß sei die Gefahr, dass das 
System mit der sich weiterent-
wickelnden Außenwelt inkom-
patibel werde. Viel zu alt und 
träge sei es – das würde auf 
keinen Fall gehen! 

<< Nun kam doch – wieder – 
alles anders

Nachdem man zunächst mein-
te, man könne gemeinsam mit 
Dataport ein eigenes Einsatz-
leitsystem entwickeln (auf 
Basis einer Berliner Software), 
musste man – nicht zur Über-
raschung aller – feststellen, 
dass man sich auch hier verho-
ben hatte. Dataport – sonst 
nicht verlegen, sich auch an 
Projekte heranzutrauen, die die 
eigenen Fähigkeiten über-
schreiten – machte einen Rück-
zieher. Gerichte wurden von 
Mitbewerbern im Leitstellen-
markt bemüht. Der ganze 
schöne Plan geriet ins Wanken. 
Plötzlich waren die Unterbrin-
gung der PEZ, der Bau nicht 
mehr das Kernproblem, son-
dern die Befürchtung, dass 
man gar nichts hat, was man in 
die schönen neuen Räume hät-
te einbauen können! Aus die-
ser Not geboren, soll nun – mit 

viel Geld – Siemens überzeugt 
werden, die alte Software HELS 
doch noch mal wiederzubele-
ben. „Wie jetzt?“, könnte man 
fragen. Das sei doch gefährlich, 
auf keinen Fall anzuraten, un-
denkbar? Passt schon, heißt es 
nun. Wahrscheinlich sogar 
unter dem „neuen“ Betriebs-
system Windows 10, das ja 
nun auch bei der Polizei irgend-
wann Einzug halten soll. (Auch 
so ein erfolgreiches Dataport-
Projekt, aber das ist eine ande-
re Geschichte ...) Da kann man 
nur hoffen, dass die Notrufe 
der Bürger bei Polizei und Feu-
erwehr nicht ins Leere laufen, 
dass die Kommunikation mit 
den Kollegen vor Ort funktio-
niert. Eine Verlängerung von 
HELS sogar bis 2025/2026 wird 
angestrebt. Um bis dahin ein 
ganz anderes System auf dem 
Markt zu finden und umzu
setzen. Möglichst aber von 
einem erfahrenen Anbieter 
von Leitstellentechnik und 
nicht „selbst gemacht“. Man 
hat also doch dazugelernt! Und 
immerhin wird die Zwischenlö-
sung mit der Interimsleitstelle 
nun wohl überflüssig, da man 

hofft, die neue Technik direkt 
in das neue Gebäude einbauen 
zu können. Zur verlorenen Zeit, 
die man für die unsinnige 
Planung der PEZ im Präsidium 
vertan hatte, bevor man sich 
zu einem Neubau entschloss, 
zu den ganzen unnötigen Um-
zügen, kommt also nun ein fast 
kompletter Neustart hinzu. 

Viele verlorene Jahre der 
Planung. Viele unnötige Um-
zugsmaßnahmen von Dienst-
stellenbereichen im Präsidium. 
Sehr viel Geld, Zeit und Auf-
wand für nichts. Wie schon oft 
genug betont, dreht es sich 
hier nicht um ein Projekt zur 
Verschönerung von Wänden in 
der Kantine, sondern um die 
POLIZEIEINSATZZENTRALE. 
Und es geht hier nicht einmal 
mehr „nur“ um die viel geprie-
sene Zukunftsfähigkeit der 
PEZ, sondern darum, ob der 
technische Betrieb überhaupt 
zuverlässig gewährleistet wer-
den kann! Ohne die PEZ geht 
buchstäblich nichts – damit 
spielt man nicht! 

Der Landesvorstand
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„Ein Bonbon für die 
Grünen, nicht mehr, 
nicht weniger“
Beschwerdewesen: aufgebläht – überbordend 
– kostenintensiv

Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft (DPolG) hat die von In-
nensenator Andy Grote (SPD) 
vorgestellte Neukonzeption 
der Dienststelle „Beschwerde-
management und Diszipli-
narangelegenheiten“ bei der 
Hamburger Polizei zur Kennt-
nis genommen. Aus Sicht der 
DPolG Hamburg bleiben viele 
Fragen offen, die eingehend 
geprüft werden müssen. Es 
wäre nicht zuletzt im Sinne der 
Kolleginnen und Kollegen der 
Polizei gewesen, wenn die Be-
hördenleitung vorab ein Ge-
spräch mit der DPolG geführt 
hätte. Wieder einmal wurden 
hinter verschlossenen Türen 
Entscheidungen vorbereitet 
und getroffen, die weitreichen-
de Konsequenzen für unsere 
Kolleginnen und Kollegen ha-
ben können. Seit geraumer 
Zeit sieht sich die Polizei 
deutschlandweit einer nie da-
gewesenen Verleumdungs- 
und Diffamierungskampagne 
ausgesetzt. Die auch gegen die 
Hamburger Polizei öffentlich 

erhobenen Vorwürfe sind teil-
weise so absurd, dass man sich 
des Eindrucks nicht erwehren 
kann, dass es nicht um die Klä-
rung relevanter Sachverhalte 
gehe, sondern um die Schwä-
chung der Polizei als Garant 
der inneren Sicherheit. In die-
ser aufgeladenen und sehr 
emotional geführten öffentli-
chen „Polizeigewalt“-Kampag-
ne ist es für die Polizeibeschäf-
tigten wichtig, dass sich der 
Dienstherr uneingeschränkt 
vor die Polizei stellt! Was wir 
jedoch teilweise erleben müs-
sen, wird diesem berechtigten 
Anspruch unserer Kolleginnen 
und Kollegen nicht gerecht! 

<< Nach dem G20-Gipfel 2017 
gab es Konsequenzen –  
für die Polizei! 

Mit der Einführung der Kenn-
zeichnungspflicht bei geschlos-
senen Einsätzen hat die SPD 
Hamburg ihre Zusage gebro-
chen, eine entsprechende Re-
gelung nur einvernehmlich mit 

den Polizeigewerkschaften zu 
treffen. Jetzt wird erneut dem 
politischen Zeitgeist gefolgt 
und bisher sehr gut funktionie-
rende Strukturen werden auf-
gebläht und „bürokratisiert“! 

Dazu Thomas Jungfer, Erster 
stellvertretender Landesvorsit-
zender der DPolG Hamburg: 

„Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft sperrt sich keiner Be-
schwerdestelle, ganz im Ge-
genteil! Selbstverständlich 
haben alle Bürgerinnen und 
Bürger das Recht, polizeiliches 
Handeln zu hinterfragen, zu 
kritisieren, sich zu beschweren 
oder auch Sachverhalte zur An-
zeige zu bringen. Das alles war 
und ist möglich. Die Beschwer-
destelle der Polizei, das Dezer-
nat Interne Ermittlungen und 
die Staatsanwaltschaft Ham-
burg haben ihre Verantwor-
tung im Sinne der Beschwer
deführer und Anzeigenden 
wahrgenommen und Ermitt-
lungen eingeleitet, wenn es 
nötig war. Das neue Beschwer-

demanagement ist politisch 
gewollt, aber fachlich nicht ge-
boten. Es gibt keine Zunahme 
der Beschwerdelage und des 
Anzeigeverhaltens gegenüber 
Polizeibeamten. Wieder einmal 
wird die Polizei in den Fokus 
gerückt. Die Deutsche Polizei-
gewerkschaft würde eine Be-
schwerdestelle für alle Ämter 
und Behörden befürworten.  
Es ist an der Zeit, dass sich In-
nensenator Andy Grote (SPD) 
endlich vor seine Polizei stellt. 
Das reformierte Beschwerde-
wesen wird um des lieben Koa-
litionsfriedens willen initiiert 
– ein Bonbon für die Grünen, 
nicht mehr, nicht weniger.“

Im Jahr 2019 führen rund 
500.000 Einsätze der Polizei 
Hamburg zu 200 (!) berechtig-
ten Beschwerden von Bürge-
rinnen und Bürgern. Ein  
#Polizeiproblem – wie es von 
interessierter Seite hauptsäch-
lich über die Social-Media-Ka-
näle behauptet und verbreitet 
wird – gibt es nicht! 

Der Landesvorstand

<< Neue Beschwerdestelle

„Laut Polizei gab es im vergangenen Jahr insgesamt 900.000 Anrufe 
bei der Polizei, die zu knapp einer halben Million Einsätzen geführt 
hätten. In der gleichen Zeit habe es 800 Beschwerden gegen Polizis-
ten gegeben, von denen 200 als berechtigt gelten.

Mit der Beschwerdestelle wird es künftig drei Abteilungen geben, 
die sich mit möglichen Verfehlungen von Polizisten beschäftigen. 
Geht es um mögliche Straftaten, die Beamten vorgeworfen werden, 
ermittelt das Dezernat Interne Ermittlungen (DIE), das der Innenbe-
hörde unterstellt ist. Disziplinarrechtliche Verstöße ahndet die Diszi-
plinarabteilung. Und alle anderen Beschwerden soll die neue Einheit 
auflösen, im Idealfall mit einem klärenden Gespräch zwischen Poli-
zist und dem Bürger, der sich zu Unrecht behandelt fühlt.“

Quelle: Denis Fengler, „Wir wollen die Polizei sauber halten“,  
„WELT“, 17. September 2020 (Auszug)
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Alles hängt am Personal  
– auch in der Verwaltung
Von Beate Petrou, Vorsitzende des Fachbereiches Verwaltung

<< Beate Petrou

©
 F

rie
dh

el
m

 W
in

dm
ül

le
r

©
 P

ix
ab

ay

Seit sieben Monaten haben wir 
es nun mit den Auswirkungen 
der Corona-Pandemie zu tun, 
deutlich im Alltagsbetrieb der 
Polizei und darüber hinaus zu 
spüren. Auch in der Polizeiver-
waltung hat sich die Arbeit ver-
ändert, aber andere Probleme 
bestehen natürlich weiter. 

<< Ein aktueller Überblick

>> Angestellte im Polizei- 
dienst (AiP) 

Seit 2017 wurden kontinuier-
lich neue AiP-Lehrgänge einge-
stellt, um die Aufgaben, insbe-
sondere im Objektschutz, zu 
erfüllen. Erst jetzt, nach langen 
vier Jahren, konnte erreicht 
werden, dass die Polizei ihre 
Fehlstellen im Objektschutz 
besetzen konnte. Damit wurde 
eine langjährige Forderung der 
DPolG Hamburg erfüllt, die die-
sen Prozess positiv begleitet 
hat. So kann einerseits der Poli-
zeivollzug entlastet werden und 
andererseits gibt es eine Auf-
gabenvielfalt bei der LBP 10/VS. 
Ganz nebenbei haben viele An-
gestellte im Polizeidienst die 
Gunst der vielen Ausschreibun-
gen genutzt, um sich auf ande-
re, vor allem höherwertige Tä-
tigkeiten zu bewerben. Ob sich 
dieser positive Trend fortsetzt, 
wird der kommende Haushalt 
zeigen, im Mai 2021 wissen wir 
mehr. Sollten die AiP-Lehrgän-
ge nicht kontinuierlich fortge-
führt werden, wird die Polizei 
erneut ein personelles Problem 
bekommen. Zudem es noch 
weitere Aufgabenzuwächse in 
der Polizei gibt, bei denen AiP 
dringend gebraucht werden.

So ist beispielsweise der 
Prozess und die Pilotierung 
„ED-Entlassen“ immer noch 
nicht abgeschlossen. Hier 
könnte eine Lösung zum Tra-
gen kommen, dass noch mehr 
AiP die Dienstgruppe Gefan-
genentransport (DGT) unter-
stützen, damit diese personell 
in der Lage ist, ihre Tätigkeiten 
zu erfüllen. Hier stehen jedoch 
noch die Verhandlungen zwi-
schen der Dienststelle Polizei 
und dem Personalrat aus. Ge-
spräche mit der DPolG Ham-
burg dazu haben bereits statt-
gefunden.

>> Aufgabenübernahme 
Landesbetrieb Verkehr  
(LBV) zur Polizei

Der Aufgabentransfer, also die 
Übernahme der Verkehrsüber-
wachung vom LBV mit den so-
genannten Blitzeranhängern 
(mGÜA) und der dazugehöri-
gen Bildauswertung, soll zu-
künftig vermutlich bei der Ver-
kehrsdirektion stattfinden. 
Diese aufwachsenden Aufga-
ben durch zusätzliche Blitzer
anhänger, sollen durch AiP 
vorgenommen werden. Dafür 
werden weitere Stellen ausge-
schrieben. Das sind auch wei-
tere Chancen für die AiP der 
LBP 10/VS auf höherwertige 
Tätigkeiten, bedeutet aber, 
dass dafür zusätzliche AiP für 
die LBP 10/VS eingestellt wer-
den müssen. Hier wäre es 
wichtig, auch für die Bildaus-
wertung eine „Erstausstat-
tung“ von gut ausgebildeten 

Angestellten des LBV überneh-
men zu können. 

>> Hundekontrolldienst
Im nächsten Jahr wird die Po
lizei dann auch die Aufgaben 
und das Personal des Hunde-
kontrolldienstes übernehmen. 
Hier gibt es zwar noch keinen 
Senatsbeschluss, aber die Ab-
sichtsverhandlungen laufen 
bereits und es gibt schon eine 
Arbeitsgruppe bei der Polizei, 
in der auch der Personalrat ver-
treten ist. 

>> Allgemeine Verwaltung
In der allgemeinen Verwaltung 
ist das Thema „Modernes Ar-
beiten“ ganz aktuell. Hier gilt 
es, die positiven Erfahrungen 
während der Pandemie mit Te-
learbeit, flexibler Arbeitszeit 
und dem Homeoffice zu nut-
zen und noch weiter voranzu-
bringen. Die DPolG Hamburg 
ist über unseren Dachverband 
dbb bei den Verhandlungen für 
eine sogenannte 93er-Verein-
barung dabei. Diese Vereinba-
rung soll unter anderem Rah-
menbedingungen zum 
mobilen Arbeiten beinhalten. 
Auch die Polizei Hamburg be-
schäftigt sich aktiv mit diesem 
Thema und hat alle Akteure zu 
einer ersten Besprechung ein-
geladen. Ziel soll es sein, eine 
Dienstvereinbarung abzu-
schließen. 

Immer mehr Aufgaben für die 
Polizei, auch immer mehr Per-
sonalfluktuation in der Polizei-
verwaltung – natürlich ver-
bunden mit einer Vielzahl von 
Ausschreibungsverfahren. Die 
Verwaltung unterstützt den 
Polizeivollzug und in bestimm-
ten Bereichen ist es durchaus 
angebracht, mehr tarifbe-
schäftigte Kolleginnen und 
Kollegen mit Aufgaben zu be-
trauen. Sie stehen schneller 
zur Verfügung und können 
den Primärvollzug entlasten. 
Die DPolG Hamburg beobach-
tet mit Spannung die Verhand-
lungen über den kommenden 
Doppelhaushalt. Sollte es die 
Politik in Zukunft „versäu-
men“, Tarifstellen in ausrei-
chender Anzahl nachzubeset-
zen, wird das über kurz oder 
lang in der gesamten Polizei 
spürbar sein! Denn wenn das 
Backoffice nicht richtig funk
tioniert, werden die Auswir-
kungen fatal sein!�
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75 Jahre Wasserschutzpolizei-Schule
DPolG: Glückwunsch zum Jubiläum in besonderen Zeiten
Von Frank Riebow, Vorsitzender Fachbereich Wasserschutzpolizei

Am 1. September 1945 – also nur wenige Monate 
nach dem Ende des barbarischen Zweiten Welt-
kriegs – starteten die ersten 20 Anwärter in ihre 
Ausbildung. Heute werden an der zentralen Aus- 
und Fortbildungseinrichtung Wasserschutzpolizis-
tinnen und -polizisten, aber auch Feuerwehrleute 
und angestellte Schiffsführer aus 15 Bundeslän-
dern unterrichtet. 

Ausgangspunkt für die Grün-
dung einer Waterways Police 
School war eine Initiative der 
britischen Besatzungsmacht. 
Innerhalb kurzer Zeit erwarb 
sich die neu gegründete Schule 
der Wasserschutzpolizei (WSPS) 
in Hamburg einen so guten Ruf, 
dass sie ab 1951 bereits Polizei-
beamte anderer Bundesländer 
ausbildete. 1974 wurde zwi-
schen den Bundesländern ein 
heute noch gültiges Abkommen 
über die Finanzierung und die 
Aufgaben der Wasserschutzpo-
lizei-Schule abgeschlossen. 1992 
kamen vier der neuen Bundes-
länder (außer Thüringen) und 
das Saarland hinzu. Heute ist 
die WSPS die Aus- und Fortbil-
dungsstätte für alle Kollegin-
nen und Kollegen der deut-
schen Wasserschutzpolizeien. 
Die Wasserschutzpolizistinnen 
und -polizisten werden unter 

anderem in den Fachbereichen 
Küste, Binnen sowie Technik 
und Umwelt unterrichtet. Etwa 
1.200 Kolleginnen und Kolle-
gen nehmen jedes Jahr an den 
Lehrveranstaltungen teil, dar-
unter auch Angehörige der 
Feuerwehren, der Seenotret-
tung und anderer maritimer 
Behörden. Alle Lehrgangsteil-
nehmer werden amtlich unter-
gebracht und verpflegt. Für die 
Aus- und Fortbildungen stehen 
moderne Simulatoren sowohl 
für die Schiffsführung als auch 
für die Maschinentechnik zur 
Verfügung. Die Lehrgangsteil-
nehmer können zudem neben 
Funk- und Radarpatenten auch 
Kenntnisse über internationa-
les Recht erwerben oder vertie-
fen. Wie geht es weiter? Ein Er-
weiterungsbau befindet sich 
derzeit in der Planung, um die 
steigenden Lehrgangsbedarfe 

der Wasserschutzpolizeien be-
wältigen zu können. Die Aus-
bildung wird zudem durch 
innovative technikbasierte 
Lehrmethoden und den Einsatz 
moderner Simulatoren stetig 
erweitert, um den Erfordernis-
sen einer auch digital vernetz-
ten Schifffahrt gerecht zu wer-
den. Es gibt deutschlandweit 
wohl nur wenige Polizeieinrich-
tungen, deren Finanzen so akri-
bisch beleuchtet werden wie 
der Haushalt der WSPS. Die 
WSPS hat einen Aufsichtsrat 
– das Kuratorium als Be-
schlussgremium der beteilig-
ten Bundesländer – und einen 
rechenschaftspflichtigen Vor-
standsvorsitzenden – den 
Schulleiter. Der Haushalt der 
WSPS muss also durch diverse 
Haushalts- und Finanzgremien, 
er passiert die Hamburgische 
Bürgerschaft und die Finanzmi-
nisterkonferenz. Zweimal jähr-
lich muss der Leiter der WSPS 
dem Kuratorium über die ein-
gesetzten Ressourcen berich-
ten. Viel mehr Transparenz 
geht eigentlich nicht. Die WSPS 
ist in der Vergangenheit mit 
ihren Haushaltsmitteln immer 
lösungsorientiert und sachge-

recht umgegangen: Vor allem 
haben die Verantwortlichen 
immer daran gedacht, die Aus-
bildungsbedingungen und die 
sozialen Belange der Kollegin-
nen und Kollegen kontinuier-
lich zu verbessern. Mittel- und 
langfristige Planungen und 
sich daran anschließende Um-
setzungen haben aus der heu-
tigen WSPS eine Vorzeigeein-
richtung der deutschen Polizei 
gemacht. Was hier über Jahr-
zehnte geleistet wurde, kann 
wohl nur derjenige wirklich be-
urteilen, der die Schule noch 
aus den Anfängen der 1990er-
Jahre und davor kennt. Aus Sicht 
der DPolG Hamburg gehört der 
über viele Jahre bewährte Kü-
chenbetrieb an der WSPS un-
eingeschränkt dazu! Was die 
Frauen und Männer des Kü-
chenteams um Detlef Kufalt 
leisten, ist aller Ehren wert und 
trägt entscheidend zur Zufrie-
denheit aller bei. Der Fachbe-
reich Wasserschutzpolizei der 
DPolG Hamburg wünscht der 
WSPS eine erfolgreiche Zu-
kunft und freut sich auf eine 
weiterhin konstruktive Zu
sammenarbeit zum Wohle der 
Kolleginnen und Kollegen. �
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<< Gelungen – so soll der Erweiterungsbau der WSPS nach Fertigstellung im 
Jahr 2022 aussehen. Baubeginn ist Anfang 2021. Visualisierung: prasch 
buken partner architekten
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Zitiert„ “„Wer pauschal unterstellt, die Polizei sei rassistisch oder 
– wie es die Antifa propagiert – der ‚Bulle‘ sei der Feind, 
der treibt die Gesellschaft auseinander. Diesen Diskurs 
muss man ächten. Deshalb halte ich auch alle Signale sei-
tens der Grünen und der SPD für fatal, die Antifa aufzu-
werten und als möglichen Bündnispartner zu sehen.  
Das geht gar nicht.“

Stefan Luft, Politikwissenschaftler,  
Privatdozent, Uni Bremen

Vom Generalverdacht 
zum Generalangriff auf 
die Polizei
Von Frank Riebow, Landesredakteur

Im aktuellen „Polizei-Bashing-
Contest“ hat sich nun „Grüne 
Jugend“-Bundessprecher Ge-
org Kurz auf eine besonders 
diffamierende Art und Weise 
hervorgetan. In einem Ende 
August veröffentlichen Video 
bläst der Jung-Grüne und En-
de-Gelände-„Aktivist“ zum 
General-
angriff 
auf  
 
 
 
 

 
die deutsche Polizei. Mehrere 
öffentlichkeitswirksame Poli-
zeieinsätze der jüngeren Ver-
gangenheit fasst der grüne 
Nachwuchspolitiker wie folgt 
zusammen: „Massive Polizei-
gewalt“, „Antifaschisten zum 
Teil schwer verletzt“, „geschla-
gen, getreten“, „Kopf, Nacken, 
… gekniet wie bei George 
Floyd“. Natürlich werden auch 
Menschen in psychischer Not 
einfach so von der Polizei „er-
schossen“ und ausreisepflichti-
ge Ausländer werden nicht ein-
fach abgeschoben, sondern 
„brutal“ muss es dabei zuge-
hen. Selbstverständlich „wis-
sen“ alle, Polizeigewalt bleibe 
meist folgenlos für die Täter, 
diese sinnlose Gewalt müsse 
aufhören, so Kurz weiter. Das 
etwas mehr als zwei Minuten 
andauernde Video „HI POLIZEI, 
WIR MÜSSEN REDEN!“ hat eine 
Botschaft: Deutsche Polizistin-
nen und Polizisten sind ein 
Haufen von schießwütigen, 

machtaffinen und rassistischen 
Gewalttätern! Dabei ist „Racial 
Profiling“ das Machtmiss-
brauchsinstrument überhaupt, 
um Minderheiten zu schikanie-
ren und Gewalt- und Macht-
fantasien auszuleben. Diese 
uniformierte Schlägerbande 
muss dringend reformiert wer-
den. Entzieht der Polizei die 
Ressourcen: #DefundThePolice.

Dazu mehr Umverteilung, 
Sozialarbeit, Kommu
nikation und Psychologie 
und – allen geht’s gut! 
Über 300.000 Polizei-
beschäftigte in Bund und 

Ländern im Vorbeigehen 
verbal mal ordentlich in die 

„Tonne treten“ – für @oeko-
fuzzi (so sein Kontaktname auf 
Twitter) Georg Kurz kein Prob-
lem – easy going. Was raten 
wir? Bevor Herr Kurz endgültig 
politisch abdriftet, empfehlen 
wir ein normenverdeutlichen-
des Gespräch, zum Beispiel  
mit Irene Mihalic. Die Bun- 
destagsabgeordnete und  
innenpolitische Sprecherin  
von Bündnis 90/Die Grünen  
ist auch als ehemalige Polizis-
tin sicher gerne bereit, mit 
dem Bundessprecher der  
grünen Nachwuchsorganisati-
on über den Unterschied von 
rechtswidriger Polizeigewalt 
und Polizeigewalt als rechtlich 
legitimierten Zwang zu spre-
chen. Frau Mihalic erläutert  
sicher ebenso gern das Rechts-
staatprinzip, die Gewalten- 
teilung und die Aufgaben der 
Polizei in einem demokrati-
schen Rechtsstaat – wir sind  
da voller Hoffnung. Frau  
Baerbock, Herr Habeck, fan-
gen Sie diesen Flegel wieder 
ein!

<< Social-Media-Fundstück
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© DPolG Hamburg

Trauerredner
„Die letzte Rede muss die schönste sein“

Ich beschreibe Ihren liebsten Menschen so, wie Sie ihn erlebt haben.
Peter Schölermann · Tel. 0176/82259594
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